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Antrag 207/I/2019

KDV Spandau

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Bundesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung (Konsens)

Rechenschaftsbericht der Kirche
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Die SPDMitglieder des Berliner Abgeordnetenhauses und

alle SPD Senatorinnen und Senatoren sowie die SPD Mit-

glieder des Deutschen Bundestages und alle SPD Minis-

terinnen und Minister werden aufgefordert darauf hin-

zuwirken, dass ein Rechenschaftsbericht der Religionsge-

meinschaften über alle erhaltenen Staatsleistungen ein-

geführt wird, der die genaue Verwendung der von dem

Land Berlin und dem Bund gezahlten Leistungen auf-

schlüsselt.

 

Begründung

Im Haushaltsplan der Senatsverwaltung für Kultur und

Europa werden die Leistungen an die Kirchen, Religions-

undWeltanschauungsgemeinschaften aufgezeigt.

 

Die Zahlungen an die katholischen und evangelischen Kir-

chen beruhen dabei auf dem abgeschlossenen Protokoll

vom 2. Juli 1970 sowie den Erweiterungen vom 17. Sep-

tember 1990 und 6. Dezember 1991. Zusätzlich wurde am

18. November  2006 ein Kirchenvertrag zwischen Berlin

und der evangelischen Kirche beschlossen. In diesemwird

unter Artikel 16 Absatz 1 beschrieben, dass die evange-

lische Kirche jährlich einen Gesamtzuschuss erhält. Da-

durch kann nichtmehr genau geprüft werden, für was die

Kirche dieses Geld verwendet.

 

Wurden in der Erweiterung vom 6. Dezember 1991 noch

alle einzelnen Zuschüsse  wie die Pfarrerbesoldung der

evangelischen Kirche mit  2.433.000 DM genau aufge-

schlüsselt, ist dies heute nicht mehr möglich. So finden

sich im Haushaltsplan 2016/17 nur die Gesamtzuschüsse

für die evangelische Kirche mit 7.702.000 e und für die

katholische mit 3.524.000 e. Die Kirche kann diese Gel-

der nach freiem Ermessen einsetzen ohne Rechenschaft

an das Land abzuleisten.

 

Wir fordern daher, dass diese Ausnahmeregelung für die

beiden Kirchen abgeschafft wird. Schließlich muss jede

Privatperson sowie auch jedes Unternehmen  das eine

staatliche Leistung erhält  die Verwendung genau bele-

gen.
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